
Die Probleme mit der 
Schweizer E-Identität
Biometrische Daten in den Händen von Privaten, schlech-
ter Datenschutz und fehlende EU-Kompatibilität: Die Schweiz 
wählt mit dem E-ID-Gesetz einen riskanten Weg.
Von Adrienne Fichter (Text) und Till Lauer (Illustration), 28.01.2021

Mit einem einzigen Log-in soll man online shoppen, Steuererklärungen 
ausfüllen und in ZukunV auch öolksinitiativen unterschreiben kAnnen: 
Das will die Schweiz mit der elektronischen Identität mAglich machen, kurz 
E-ID.

7m j. März wird über das dazugehArige Gesetz abgestimmt.

Es ist die erste digitalpolitische 7bstimmung der Schweiz, Oa gar die erste 
7bstimmung weltweit über die digitale Demokratie. Einzigartig ist auch das 
Modell, das in der Schweiz zur Disposition steht: Privatunternehmen sol-
len im 7uVrag des Staats die E-ID herausgeben. Kein anderes europäisches 
Land verfolgt einen 7nsatz dieser 7rt, der auf reines Rutsourcing setzt ohne 
staatlich herausgegebene E-ID-LAsung als 7lternative. 
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Gegen das Gesetz haben Seniorenverbände, netzpolitische öerbände wie 
die Digitale GesellschaV sowie Grüne, Linke und Piratenpartei das Fefe-
rendum ergri«en. Ihre »orderung: Der digitale Identitätsnachweis soll eine 
Staatsaufgabe bleiben. Bürgerinnen sollen ein staatliches Produkt erhalten 
und kein privatwirtschaVliches. 

Erfreut sind hingegen eine Feihe von mAglichen 7nbietern, die bereits in 
den StartlAchern stehen. 7n erster Stelle: Swiss Sign, ein Konsortium von 
Banken, öersicherungen, Swisscom, SBB und Post. Unterstützt wird die 
Pro-Seite von den bürgerlichen Parteien. Sie beschwichtigen: Die neue E-ID 
werde 1staatlich geprüV– sein und auch sonst bezüglich Sicherheit und 
Datenschutz vAllig unproblematisch.

Unsere Fecherche zeigt: Diese 7rgumentation ist irreführend. Die geplante 
E-ID weist mindestens vier gravierende Probleme auf:

2. Die BundesbehArden wollen 3 anders als ursprünglich angekündigt-
 3 die öerordnung zum E-ID-Gesetz nicht vor der 7bstimmung publi-
zieren. Damit werden der StimmbevAlkerung zentrale Informationen 
vorenthalten, weil darin wichtige technische Grundsatzfragen geklärt 
werden. Denn die öerordnung lässt zu, dass private 7nbieter der E-ID 
in den Besitz von biometrischen Daten der Bürgerinnen gelangen. Das 
sind unveränderliche Merkmale des menschlichen KArpers wie »inger-
abdruck, Iris oder, wie in diesem »all, das Gesichtsbild.

T. Die E-ID ermAglicht den privaten 7nbietern, enorme Datenmengen zu 
speichern: detaillierte Bewegungsproxle, Browsereinstellungen, digita-
le Kaufverträge. Gespeichert würden diese Informationen beim Unter-
nehmen Swiss Sign, Stand heute, auf Servern bei der Post, wie die Fe-
publik herausgefunden hat.

4. Das Gesetz zwingt Inhabern der E-ID in Missbrauchsfällen die Beweis-
last auf. 7us Sicht von IN-E?pertinnen wie auch des eidgenAssischen 
DatenschutzbeauVragten ist dies unzumutbar: In »ällen von digitalem 
Identitätsklau wird der Inhaber vermutlich automatisch haVbar. 

J. Rbwohl in der BotschaV die internationale 7nerkennung betont wird, 
ist die Schweizer E-ID nicht kompatibel mit den Fichtlinien der EU. Bür-
gerinnen europäischer Länder werden keine Schweizer E-ID benutzen 
kAnnen, umgekehrt kAnnen Schweizer mit ihrer E-ID im 7usland nichts 
anfangen. Dafür bräuchte es zuerst einen bilateralen Staatsvertrag.

1. Biometrische Daten liegen bei privaten Firmen
Pässe und Identitätskarten dienen einerseits als international anerkannte 
Feisedokumente. Und sie sind andererseits für gewisse Nransaktionen, wie 
etwa den 7lkoholkauf, auch im eigenen Land unverzichtbar.

Solche Nransaktionen sollen künVig auch digital mAglich werden, und zwar 
mithilfe der staatlich anerkannten E-ID. Sie soll im Internet also die »unk-
tion eines amtlichen 7usweises übernehmen 3 und gewährleisten, dass die 
Cutzerin Lena »ischer auch tatsächlich die Bürgerin Lena »ischer ist. 

Doch was heisst das genau, amtlich( yustizministerin Karin Keller-Sutter 
sagt im Interview mit der CZZ: 1Der Staat hat eine tragende und wichtige 
Folle. Er ist und bleibt Herr der Daten. Er reguliert. Er überprüV. Er aner-
kennt. Und er beaufsichtigt.–

In dieser »ormulierung verschweigt die Bundesrätin aber ein entscheiden-
des Element: die öerixkation. Das ist der Prozess, der sicherstellt, dass sich 
hinter dem )omputer auch ganz sicher Lena »ischer bexndet und nicht 
etwa Ma? Müller, der sich als Lena »ischer ausgibt. In diesem öerixkations-
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prozess werden die privaten 7nbieter der E-ID eine entscheidende Folle 
spielen.

Wie läuV dieser Prozess genau ab( 7ls das Gesetz ausgearbeitet wurde, ha-
ben sich viele IN-E?pertinnen dafür interessiert. Doch bis heute haben sie 
keine Details dazu erhalten: Die öerordnung zum Gesetz, die eigentlich vor 
der 7bstimmung hätte verA«entlicht werden sollen, wird vom Bundesamt 
für yustiz bisher unter öerschluss gehalten. Dies mit der Begründung, 1die 
öerordnung ist hinfällig, wenn das Gesetz an der Urne verworfen wird–, wie 
Urs Paul Holenstein, Leiter Fechtsinformatik beim Bundesamt für yustiz, 
sagt.

Das öorgehen dürVe taktische Gründe haben. Es sei Holenstein gewe-
sen, der von 7nfang an sehr relevante »ragen zu technischen Standards 
im Gesetz habe aussparen wollen, um sie auf dem öerordnungsweg zu 
regeln, sagen mehrere Insider. Darunter konkrete 7spekte wie die Inter-
operabilität Üalso die Schnittstellen, damit verschiedene E-ID-SXsteme mit-
einander technisch funktionierenQ, HaVungsfragen oder das Sicherheits-
niveau für verschiedene 7nwendungen von GeschäVsfeldern. 

Erik SchAnenberger, GeschäVsführer der Digitalen GesellschaV, xndet dies 
inakzeptabel: 1Der interessierten StimmbevAlkerung bleiben so wichtige 
Informationen vorenthalten, während die an der 7rbeitsgruppe beteilig-
ten Identitätsprovider einen Wissensvorsprung haben.– Die sogenannten 
Identitätsprovider sind die 7nbieter der E-ID, also »irmen wie Swiss Sign, 
die auch Einsitz in der 7rbeitsgruppe für die öerordnung hat. 

Wie die E-ID ausgestellt werden soll, hat die Fepublik beim Bundesamt für 
yustiz nun erstmals in Erfahrung gebracht. Ein Beispiel:

3 Lena »ischer mAchte eine staatliche E-ID. Sie wendet sich an den 
Identitätsprovider ihres öertrauens, in unserem Beispiel Swiss Sign.

3 Das erfordert eine genaue 0berprüfung. Swiss Sign leitet die 7nfrage 
weiter ans »edpol, das Bundesamt für Polizei. Dieses tritt mit Lena »i-
scher in Kontakt und fragt sie über eine Eingabemaske verschiedene 
Dinge, etwa ihren Geburtstag oder den Geburtstag ihrer Mutter. Sobald 
das Bundesamt Lena »ischer in ihren Fegistern gefunden hat, werden 
die abgefragten Daten, eine eindeutige E-ID-Fegistrierungsnummer für 
Lena »ischer sowie ein Passbild von ihr an Swiss Sign weitergeleitet.

3 Swiss Sign fordert darau9in Lena »ischer auf, sich in einem öideo-
chat zu identixzieren Üunklar ist, ob sie auch vor Rrt erscheinen kannQ. 
Zusätzlich muss Lena »ischer eine Nelefonrechnung oder ein Bank-
dokument einreichen, um zu beweisen, dass sie auch wirklich Lena »i-
scher ist.

»ür die öerixkation von Lena »ischer werden also biometrische Daten an 
Swiss Sign 3 und gemäss der Datenschutzerklärung an die Partnerxrma-
 PqL öision 3 übermittelt. 

Wie wird sichergestellt, dass das Unternehmen diese sensiblen Informa-
tionen nicht für kommerzielle Zwecke missbraucht(

SonOa Margelist, Mediensprecherin beim Bundesamt für yustiz, sagt: Dies 
werde durch die Eidcom, eine neu zu scha«ende Kommission, im Fahmen 
der 7ufsicht geprüV. 1»ehlbaren Identitätsprovidern kann die 7nerken-
nung entzogen werden.– Lena »ischer selbst kann die LAschung nicht an-
ordnen.

7nnett Laube, Informatikprofessorin an der Berner »achhochschule, kriti-
siert diese 7uJewahrung von sensiblen Informationen bei den Identitäts-
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providern: 1Die Speicherung von biometrischen Daten ist grundsätzlich 
heikel.–

2. Enorme Datensammlungen werden möglich
SöP-Ständerat Hannes Germann war ein Skeptiker der E-ID-öorlage. Doch 
man sei Gegnern wie ihm bei der 0berarbeitung stark entgegengekommen, 
sagt er.

Dass der Datenschutz strenger sei als bei anderen ProOekten, wird auch 
in der ya-Kampagne zum neuen Gesetz argumentiert. Rb diese 7uKagen 
tatsächlich eingehalten werden, darauf kAnnen Schweizer Einwohner Oe-
doch nur ho«en. öerschwiegen wird, dass by design weitreichende Daten-
sammlungen mAglich bleiben.

Die Swiss-)ovid-7pp etwa ist ein Beispiel für Privacy by design. Die 7pp ist 
so konstruiert, dass das Bundesamt für Gesundheit gar nicht wissen kann, 
wo sich Lena »ischer au9ält und mit wem sie Kontakt hatte. 7nders wird 
dies bei der E-ID sein: Der Betrieb basiert auf reinem öertrauen in den Iden-
titätsprovider.

Warum( yede Cutzung, Oedes Einloggen spielt sich im Fahmen einer 
Dreiecksbeziehung ab 3 zwischen der Bürgerin, dem Identitätsprovider 
und dem 7nbieter einer Rnlinedienstleistung, für welche das Log-in ge-
nutzt wird.

Die Identitätsprovider tragen dabei eine grosse öerantwortung: Meldet sich 
Lena »ischer zum Beispiel mit der E-ID bei Gala?us an, so muss sie dar-
auf ho«en, dass Swiss Sign ihre Cutzungsdaten wirklich nach sechs Mo-
naten lAscht, wie es das Gesetz vorsieht. Und Gala?us muss darauf ver-
trauen, dass die SXsteme von Swiss Sign einwandfrei funktionieren. ÜWas 
keine Selbstverständlichkeit ist: In der öergangenheit kam es wegen eines 
Hackerangri«s bei Swiss Sign bereits zu einem Notalausfall.Q

Wie der öerein Data PrivacX )ommunitX in einem Webinar erklärt, wer-
den bei Swiss Sign dabei riesige Datenmengen angehäuV. So erfährt es 
der Identitätsprovider, wenn Lena »ischer sich etwa bei Digitec einloggt, 
den Kaufvorgang abbricht, später bei Gala?us weitersurV und danach 
die Steuererklärung im Kanton St. Gallen ausfüllt 3 alles mit demselben 
Benutzerkonto, der digitalen ID von Swiss Sign. Ebenso erfährt Swiss Sign 
allerlei Metadaten wie etwa die Browsersprache. 1Spielchen– mit diesen 
Daten seien mAglich, sagt Nhomas Bühler, Sprecher im Webinar.

In ZukunV wird das Bundesgesetz über elektronische Identixzierungs-
dienste auch den regulatorischen Neil des elektronischen Patientendos-
siers ablAsen. Sprich: 7lle zertixzierten E-ID-7nbieter sollen den Zugang 
zu den Patientendaten verwalten kAnnen. Der zu verwaltende Datenschatz 
wird dadurch riesig.

Ein verantwortungsvoller Umgang mit den Daten ist deshalb zentral. Doch 
wie steht es um das öertrauen in die »irmen, die diese Daten verwalten(

Gemäss Fecherchen der Fepublik liegen die Cutzerdaten von Swiss Sign 
derzeit in einem Datenzentrum der Post. Davon steht Oedoch interessanter-
weise nichts in der Datenschutzerklärung zur digitalen ID. Wird das Ge-
setz an der Urne angenommen, wird die Post damit zur technischen Haupt-
verwalterin der E-ID. Es verwundert daher nicht, dass sich die Post zum 
ersten Mal seit ihrem Bestehen in einen 7bstimmungskampf e?plizit ein-
mischt. 7uch ist das Cudging in Fichtung Swiss ID heikel, das Produkt von 
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Swiss Sign. Die Post verlangt von ihren Kundinnen zwingend eine Swiss-
 ID, wie der ehemalige Preisüberwacher Fudolf Strahm im 1Nages-7nzeiger– 
beklagt: 1Wenn mir heute die Post die 7blieferung eines Pakets per Internet 
mitteilt, kann ich das 7blieferungsdatum nur mit der 7kzeptierung meiner 
elektronischen, persAnlichen Swiss-ID abändern.–

Eine Sprecherin von Swiss Sign bestätigt die Fecherchen auf 7nfrage: 1Zur-
zeit betreiben wir zwei Data-)enter, wobei eines von der Post gehostet 
wird.– Bis zum zweiten Luartal TMT2 sollen diese Daten in ein anderes )en-
ter migriert werden, das nicht von einem Konsortiumsmitglied betrieben 
wird.

Wer das sein wird( Dazu mAchte die Sprecherin keine 7uskunV geben. 

Gemäss E-ID-Gesetz darf ein Identitätsprovider Einkaufs- und Log-in-Da-
ten nicht kommerziell verwerten oder nutzen. Doch er kann sie sechs Mo-
nate lang speichern 3 zu welchem Zweck auch immer. Wie oV die Eidcom 
hier Prüfungen durchführen wird, wird erst in der öerordnung geregelt.

Beim Nhema Datenschutz gilt somit dasselbe Prinzip wie bei den biometri-
schen Gesichtsdaten: Privacy by trust. Und nicht by design.

3. Auf Nutzer kommen Ha4ungsrisiken zu
Elektronische Identitäten sind immer mit einem 1Impersonationsrisiko– 
verbunden. Damit ist die Gefahr eines Identitätswechsels gemeint: Lena »i-
scher wird dann auf Gala?us oder beim St. Galler BehArdenportal als Ma? 
Müller angezeigt 3 sei es aufgrund technischer »ehler, sei es aufgrund von 
Hackerangri«en.

In diesem »all kAnnte Lena »ischer im Camen des E-ID-Inhabers Ma? Mül-
ler Nransaktionen durchführen, die dieser gar nicht gemacht hat. 

Catürlich gibt es solche Impersonationsrisiken und Hackerangri«e auch 
bei einem staatlichen E-ID-SXstem. Doch weil der Bundesrat e?plizit einen 
1Wettbewerb– der Identitätsprovider mAchte und damit einen E-ID-Plura-
lismus vorsieht, multipliziert sich die Zahl der mAglichen 7ngri«spunkte. 

Kommt es zu 7ngri«en oder einem Identitätsklau, kAnnte die Beweislast 
der Unschuld bei der E-ID-Inhaberin liegen. Das geht aus dem Gesetz her-
vor.

Die Inhaberin oder der Inhaber einer E-ID hat die nach den Umständen not-
wendigen und zumutbaren Massnahmen zu treffen, damit seine E-ID nicht 
missbräuchlich verwendet werden kann.

Artikel 12.1, E-ID-Gesetz.

»lorian »orster, ehemaliger Leiter der »achgruppe I7M beim öerein e)H 
und Spezialist für digitale Identitäten, übt Kritik an der »ormulierung. 17m 
Ende muss die Inhaberin nachweisen, dass sie nichts mit dem Missbrauch 
ihrer E-ID zu hat. Dabei ist der Schaden für sie am grAssten.–

Welche 1notwendigen und zumutbaren Massnahmen– eine E-ID-Cutzerin 
genau tre«en müsse, um Missbrauch zu verhindern, sei alles andere als klar, 
sagt auch IN-Sicherheitse?perte Daniel Muster.

7uch der eidgenAssische Datenschützer 7drian Lobsiger ist alles andere als 
glücklich über diesen Gesetzesartikel. Und selbst die SöP warnt. Cational-
rat Pirmin Schwander sagte in der Fatsdebatte vom TM. März TM2N: 1Unser 
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7nliegen ist hier, dass am Schluss nicht die gesamte öerantwortung auf die 
7nwender geschoben wird, wenn etwas nicht gut läuV.–

Hinter dem Paragrafen steckt »DP-Cationalrätin )hrista Markwalder, 
die selber einmal Rpfer von Identitätsdiebstahl war, wie sie gegenüber 
der Fepublik sagte. Weshalb sie trotz dieser Erfahrung den E-ID-Inha-
bern mehr PKichten und öerantwortung auJürden will, bleibt unklar. 
In der Fatsdebatte verteidigte sie den Paragrafen mit den Worten, den 
Internetnutzerinnen dürfe 1durchaus auch ein zumutbares Mass an Eigen-
verantwortung im digitalen Faum übertragen werden–.

Das Bundesamt für yustiz relativiert: 1Wer nun wie genau haVet, muss 
im Einzelfall geklärt werden–, sagt Sprecherin SonOa Margelist. 1Wenn 
sich zum Beispiel nach einer 7ttacke erweisen sollte, dass der Identitäts-
provider den Betrieb seines E-ID-SXstems nicht sicher gewährleistet, haVet 
er.–

Natsache ist: Man hätte datensparsamere, sicherere E-ID-LAsungen gesetz-
lich verankern und damit für verbindlich erklären kAnnen. Dies, indem 
man die E-ID wie einen Pass konzipiert hätte: Cicht ein e?terner Dienstlei-
ster würde die E-ID dabei treuhänderisch verwalten, sondern die Bürgerin 
selbst wäre Nrägerin ihrer E-ID 3 etwa in »orm einer Smartcard.

So kAnnte die Bürgerin tatsächlich dafür verantwortlich gemacht werden, 
wenn sie ihre Smartcard verlieren würde oder diese missbraucht würde. Ein 
solches SXstem wird im »achOargon als 1dezentrale 7uthentixzierung– be-
zeichnet. Lena »ischer würde in einem solchen SXstem direkt mit Gala?us 
oder dem Steueramt interagieren 3 ohne einen öermittler dazwischen. 

1In einem solchen SXstem würden nachweislich auch Impersonations-
risiken minimiert–, sagt IN-Sicherheitse?perte »lorian »orster. Das sieht 
auch  Erik  SchAnenberger  von  der  Digitalen  GesellschaV  so,  der  das 
E-ID-Gesetz als unnAtig erachtet: 1Mit der elektronischen Identitätskarte 
hätten wir alle öoraussetzungen gehabt, das 7usweisgesetz hätte gereicht 
für eine E-ID. Dafür braucht es keinen Zwischenhändler, keinen Interme-
diär, dem man sich anvertrauen muss.– 

Bundesrat und Parlament haben sich bei der Beratung des E-ID-Gesetzes 
nicht um diese technischen Grundsatzfragen gekümmert. Deshalb wird 
der Inhalt der öerordnung nun umso mehr zum Politikum 3 und Nrans-
parenz wird umso nAtiger. Gerade das Nhema 1dezentrales versus zentra-
les 7nmeldeverfahren– wird in der öerordnungs-7rbeitsgruppe und der 
Bundesverwaltung kontrovers debattiert, wie mehrere involvierte Perso-
nen bestätigen. Umstritten ist die »rage, welche Sicherheitsanforderungen 
für den Zugang zum elektronischen Patientendossier oder für die Bestel-
lung einer Betreibungsurkunde erforderlich sind und welche technischen 
Standards dafür gelten sollen. 

IN-Sicherheitse?perten wie »orster, Muster und SchAnenberger sind der 
7nsicht, dass bei einem sogenannten 1hohen– Sicherheitsniveau die de-
zentrale 7uthentixzierung zwingend öoraussetzung sein muss. Setzt sich 
diese Meinung in der öerordnung durch, müsste das Konsortium Swiss-
 Sign sein E-ID-7ngebot für eine staatliche 7nerkennung vermutlich grund-
legend überarbeiten. Schliesslich ist die Swiss ID bisher ein simples Benut-
zerkonto für den E-)ommerce-Handel 3 mit zentralem 7nmeldeverfahren. 
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-. Die EIUD ist nicht E(Ikompatibel
7ls die Bundesverwaltung vor fast zehn yahren beschloss, eine E-ID zu lan-
cieren, spielte ein 7spekt eine grosse Folle: Die Schweizer LAsung sollte in 
Oedem »all kompatibel mit EU-Standards sein. So steht in einer Konzept-
studie vom Covember TM2J, die der Fepublik vorliegt: 1Beim Design der 
E-ID-LAsung müssen die einschlägigen internationalen Standards berück-
sichtigt und die Interoperabilität zumindest zum europäischen SXstem ga-
rantiert sein.–

Dass die Schweizer E-ID in Oedem »all EU-konform sein und dort anerkannt 
werden soll, steht auch in der BotschaV des Bundesrats zum Gesetz.

Doch das gegenwärtige Modell erfüllt die 7nforderungen der E-ID7S-öer-
ordnung, die das Nhema in der EU regelt, nicht. Gemäss der EU-Fichtlinie 
braucht es einen nationalen E-ID7S-Hub, also eine 7rt HerausgeberschaV 
für die digitale ID, und dieser müsste vom Staat betrieben werden. Die 
E-ID-SXsteme fast aller EU-Staaten sind bereits anerkannt, bisher sind es 
fast ausschliesslich vom Staat herausgegebene E-ID-LAsungen. 

7uch Ste«en Schwalm vom deutschen Digitalverband Bitkom und E?perte 
für die digitalen Identitäten schreibt auf Nwitter: 1Um eID7S-Konformität 
zu erreichen, müsste die Schweizer E-ID grundlegend angepasst werden.–

Diesen nationalen Knotenpunkt zu bilden, ist technisch anspruchsvoll, 
sagt ein gut informierter Insider aus der Bundesverwaltung. Wenn die 
Schweiz diesen 7ufwand betreiben wolle, kAnne der Staat genauso gut die 
technische Infrastruktur selbst auJauen und die E-ID selbst herausgeben.

Was wäre aber die KonseOuenz( Da die E-ID7S-öerordnung immer mehr 
zum Standard wird, werden so manche Bestellungen und Nransaktionen 
im Cetz unmAglich oder schwieriger werden. Eine EU-Bürgerin kAnnte kein 
Bankkonto bei einer Schweizer Bank online erA«nen, ein Schweizer kAnnte 
mit seiner E-ID keinen Umzug nach »rankreich melden. 

Die Bundesverwaltung räumt auf 7nfrage ein, dass die EU-Kompatibi-
lität nicht mehr zuoberst auf der Prioritätenliste stehe. Man habe kein 
Cotixzierungsverfahren bei der EU eingereicht. Um Kompatibilität zu er-
reichen, brauche es einen zusätzlichen bilateralen öertrag.

SonOa Margelist vom Bundesamt für yustiz ergänzt: 1Wer für den Betrieb 
des nationalen E-ID7S-Hubs infrage käme, würde erst im Fahmen eines 
allfälligen Cotixzierungsverfahrens entschieden. Zur Zuteilung dieser 7uf-
gabe müsste das E-ID-Gesetz geändert werden.–

Fazit
Problematisch ist vor allem die Natsache, dass Privatunternehmen die E-ID 
herausgeben sollen. Doch auch unabhängig von der »rage, ob der Staat oder 
Private für eine elektronische Identität verantwortlich sein sollen, wirV das 
E-ID-Gesetz diverse »ragen auf und birgt in Bezug auf Datenschutz und Si-
cherheit nicht zu unterschätzende Fisiken. Rrdnungspolitisch bedenklich 
ist zudem die Natsache, dass der Bund wichtige technologische Grundsatz-
entscheidungen über den öerordnungsweg regeln lässt und dass er die ent-
sprechende öerordnung bewusst erst nach der 7bstimmung in die A«ent-
liche öernehmlassung schickt. Ebenso, dass in der 7rbeitsgruppe die po-
tenziellen Herausgeber der E-ID Einsitz haben und EinKuss auf diese Stan-
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dards nehmen kAnnen. Damit wird das E-ID-Gesetz zu einer Blackbo? 3 
sowohl für IN-E?pertinnen wie für die StimmbevAlkerung.

In einer früheren Version haben wir unpräzise geschrieben, dass die zertifizierten E-ID-Anbie-
ter die Patientendaten verwalten können. Das hätte man so interpretieren können, dass die 
E-ID-Anbieter direkten Zugriff auf Patientendaten hätten. Dem ist nicht so. Gemeint ist nur 
der Zugang zum Patientendossier.
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